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Moskau — 
und danach? 
Bundeskanzler Schmidt ist mit Außenminister 
£6nscher nach Moskau gereist. Über die 
Jr9ebnisse der Reise wird der Bundestag am 
Jj Juli debattieren. Vor zwei Jahren — im 
?ai 1978 — war das Staatsoberhaupt der 
*°wietunion, Generalsekretär Breschnew, zu 
jnem Staatsbesuch in Bonn. Die Ergebnisse 
j/'eser Gespräche wurden in einer gemein- 
yijien Erklärung veröffentlicht. Sie trägt die 
Unterschrift von Breschnew und Schmidt. 
M,erzu Helmut Kohl: 

'er    Tage    später    unterstrich    Bundeskanzler 
^midt im Bundestag nachdrücklich „das persön- 
ch© Engagement des Generalsekretärs Bresch- 
ew zur Entspannungspolitik und den Willen der 
°wJetunion zur Fortsetzung der Entspannungs- 

politik". 
er Bundeskanzler lieferte dazu auch die Begrün- 

dung! 

Breschnew habe „gemeinsam mit uns das Prin- 
'P der Unteilbarkeit des Friedens und der Sicher- 

.eit 'n allen Teilen der Welt ausdrücklich aner- 
kannt". 

Sch"Es 'St Züm erstenmal  übereinstimmend zwi- 
^yQn Ost und West zum Ausdruck gebracht wor- 
Q

en. daß annähernde Gleichheit und Parität zur 
ewährleistung der Verteidigung ausreichen." 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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Fortsetzung von Seite 1 

© „Zum erstenmal hat die Sowjetunion 
uns gegenüber die Bereitschaft bekun- 
det, auch über Mittelstreckenraketen zu 
verhandeln." 
O Im Hinblick auf die Wiener Verhand- 
lungen (MBFR) sei auch die Sowjet- 
union bereit, „ihre Streitkräfte zu verrin- 
gern, gemäß den ausgehandelten und 
vereinbarten Modalitäten". 
In meiner Antwort auf den Bundeskanz- 
ler habe ich für die CDU/CSU erklärt, 
daß wir bereit sind, „den sowjetischen 
Friedenswillen ernst zu nehmen", daß 
es wichtig sei, Gespräche zu führen, 
„wenn sie offen und ehrlich geführt 
werden", und daß es „im nationalen 
Interesse der Deutschen liege, sich für 
gutnachbarliche Beziehungen mit der 
Sowjetunion einzusetzen". 
Aber ich habe auch hinzugefügt, daß 
sich „eine nüchterne Analyse der er- 
zielten Ergebnisse nicht nur auf die 
Reden, Gespräche und unterzeichneten 
Dokumente" beschränken darf, sondern 
die sowjetischen Ziele, Absichten und 
Taten einbeziehen müsse. 

Ich habe schon damals 1978 auf ein 
Ereignis hingewiesen, das den Wider- 
spruch zwischen den sowjetischen Er- 
klärungen und Taten verdeutlichte. Ich 
sagte im Bundestag: 

„Wir haben in diesen Tagen den blu- 
tigen Umsturz und die kommunisti- 
sche Machtübernahme in Afghanistan 
erlebt. Sie fielen zeitlich mit diesem 
Besuch Breschnews zusammen. Es 
ist ein trauriges Zeichen für den Zu- 
stand der öffentlichen Meinung bei 
uns im Westen, daß dieses Ereignis 
in Afghanistan nahezu ohne öffentli- 
che Reaktion blieb." 

Zwei Jahre später folgte die sowjetische 
Besetzung von Afghanistan. 
Frieden   und   Sicherheit  sind   für  die 

Sowjetunion nach wie vor teilbar. Mos- 
kau setzte die Aufrüstung insbesondere 
mit Mittelstreckenraketen fort — ohne 
Rücksicht auf das Gleichgewicht in 

Europa. 
Bis heute hat die sowjetische Führung 
das Verhandlungsangebot der NATO 
über Mittelstreckenraketen in Europa 
strikt abgelehnt und die westlichen Vor' 
schlage in Wien zurückgewiesen. 
Der Bundeskanzler und sein Außenm'' 
nister sind jetzt nach Moskau gereist- 
Können wir uns nach allem, was in den 
zwei Jahren seit Breschnews Besuch in 
Bonn geschehen ist, mit einer Bekräfti' 
gung der gemeinsamen Erklärung vom 
Mai 1978 zufriedengeben, wie dies Herr 
Wehner bereits angekündigt hat? 
Die CDU/CSU erwartet keine neue gej 
meinsame Erklärung. Die CDU/CSU 
fordert konkrete Schritte, die endlich zu 

einer Einlösung der sowjetischen Ver' 
sprechungen führen. Generalsekretär 
Breschnew muß beim Wort genommen 
werden — in allen Fragen: Afghanistan 
und Iran, Abrüstung und Rüstungskon- 
trolle, Entspannung und Menschenrech- 
te. Die Reise des Bundeskanzlers bleibt 
für uns alle ohne Wert, wenn sie wieder 

einmal nur zu vielen Worten führt. Dann 
hat sie der Sowjetunion genutzt, aber 
dem Westen geschadet. 

Grüne haben sich im Norden 
gespalten 
Die vor zwei Jahren gegründete „Grüne 
Liste" Schleswig-Holstein hat sich von 
der Bundespartei „Die Grünen" 9e' 
trennt. Ein Delegiertenkongreß in Bafl 

Bramstedt beschloß mit großer Mehr- 
heit eine Resolution, in der die Grünen 
als „linkssozialistische Partei" kritisier1 

werden, die ihre Wähler links von de 
SPD, aber nicht bei dem grünen Wähler- 
potential der Mitte suche. A 



UiD 24 • 2. Juli 1980 • Seite 3 

INFORMATION 

Antrag der Union zur 
e*'stenzgründung abgelehnt 

pD und FDP haben im Bundestag den 
Jjntrag   der  CDU/CSU   zur   Förderung 

es ^xistenzsparens — steuerfreies An- 
Paren von fünf mal 5000 Mark Eigen- 

*aP'tal in zehn Jahren als Startkapital 
Urr>  Selbständigwerden  — abgelehnt. 
.!e Koalition hat es damit erneut ver- 
aumt, ein wichtiges Teilstück zur Kor- 
®ktur in  der Wirtschaftspolitik  mitzu- 

gehen,   stellte   MdB   Elmar   Pieroth, 
°rsitzender des Bundesfachausschus- 

ses Wirtschaftspolitik der CDU, fest. 

^besondere die  FDP  hat erneut be- 
'esen, daß sie Unabhängigkeit nur bei 
stimmten Wahl kämpf manövern in der 

ttentlichkeit, nicht aber bei der kon- 
ruktiven Sacharbeit im Bundestag de- 

n°
ns!r'eren  kann. Die FDP  ist immer 
r 'ähig zu bremsen, aber nicht zum 
sgeben, selbst wenn es um eine so 

9© Sache  wie  die  Stärkung  der 
w'chti 

^jbständigkeit geht. Das Problem der 
lster,zgründungsförderung    ist    nach 

d'
e vor ungelöst. Trotz zahlreicher För- 

44rprogramme   scheitern   noch   immer 
Prozent der Existenzgründungen in 

Q [) ersten vier Jahren, vor allem aus 
Uriden des Eigenkapitalmangels. Die- 

OVn   Grundfen'er will  der Antrag  der 
2   U/csu   abhelfen.   Es   hat  sich   ge- 
d '9t, daß knapp 50 Prozent aller Grün- 
3Q'^2usätzliches Startkapital von unter 

000 Mark benötigen. Hierfür ist das 
Qdell   der  CDU/CSU   das   geeignete 

nilfsmittel. 
Di 

D 

le CDU/CSU wird die Idee des Exi- 
enzspe 

s ist um so wichtiger, als das soge- 
nte   Eigenkapitalhilfeprogramm   der 

«.       —v//\_>ou   wiiu   uie   lucc   ucs   CAI- 
nzsparens   unbeirrt   weiterverfolgen. 

Bundesregierung offenkundig geschei- 
tert ist. Denn pro Jahr werden 7 600 
Fälle weniger gefördert, als die Bundes- 
regierung es angekündigt hat. Demge- 
genüber ist das Existenzsparen ein 
breitwirkender, dauerhafter Anreiz und 
damit eine Investition in die Zukunft. 

Rentenversicherung noch 
längst nicht gesichert 
Zu den Beratungen des Rentenanpas- 
sungsberichtes 1979 und 1980 im Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung er- 
klärte der Vorsitzende des Arbeitskrei- 
ses IV — Sozial- und Gesellschaftspoli- 
tik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
MdB Heinz Franke: Die Politik der 
„Schönfärberei" und der „Bagatellisie- 
rung" der Zukunftsprobleme der ge- 
setzlichen Rentenversicherung durch 
die Bundesregierung wurde durch ge- 
zielte Fragen der Opposition zu den 
Rentenanpassungsberichten 1979 und 
1980 und den langfristigen Vorausset- 
zungen in Frage gestellt. 

Die Regierungsparteien mußten zuge- 
ben, daß trotz einer gewissen Verbesse- 
rung der Rentenfinanzen in den näch- 
sten Jahren die langfristige Finanzie- 
rung der Rentenversicherung nicht ge- 
sichert ist. 
Die Vorausschätzungen, von der Bun- 
desregierung leicht geschönt, enthalten 
erhebliche Risiken, die nicht einfach 
verschwiegen werden sollten. Ein er- 
hebliches Risiko liegt in der Annahme 
über die durchschnittliche Lohnsteige- 
rung in den nächsten Jahren, den An- 
nahmen über die Höhe der Arbeitslosig- 
keit und vor allem in der demographi- 
schen Entwicklung. Die demographi- 
sche Entwicklung, d. h. die sinkende 
Geburtenrate, allein bewirkt, daß selbst 
bei günstigen Annahmen ab 1990 ein 
Abbau  der  Reserven   und  damit  eine 
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neue krisenhafte Entwicklung der Ren- 
tenfinanzen wahrscheinlich ist. 

Strauß-Kritik an Russenbutter 
voll berechtigt 
Zu der Einlassung von Bundeslandwirt- 
schaftsminister Ertl gegenüber dem 
Strauß-Brief zum Buttergeschäft mit 
den Sowjets erklärt der Vorsitzende der 
Arbeitsgemeinschaft für Ernährung und 
Landwirtschaft, Ignaz Kiechle (CDU): 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
die merkwürdigen „ Russen butterge- 
schäfte" früherer Jahre bereits häufiger 
kritisiert. Sie vermag nicht einzusehen, 
daß die Ausfuhr von Butter aus der EG 
in die Sowjetunion in unangemessenem 
hohem Maße subventioniert wird. Die 
Kritik von Franz Josef Strauß an den 
neuen Billig-Butterlieferungen in die 
UdSSR ist berechtigt. Zwischenzeitlich 
hat sich sogar herausgestellt, daß das 
Ausmaß der Lieferungen nicht nur 
20 000 Tonnen, sondern 70 000 Tonnen 
betragen soll. 
Mit der Lieferung dieser hoch subven- 
tionierten Buttter wird die Sowjetunion 
als Aggressor in Afghanistan noch un- 
terstützt. Die CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion hat wiederholt darauf aufmerksam 
gemacht, daß es besser sei, einkom- 
mensschwachen Bevölkerungskreisen 
in der EG Butter billig zur Verfügung zu 
stellen, anstatt sie an die Sowjetunion 
zu verschleudern. 

Elmar Pieroth übernimmt 
Ausschuß für Wirtschaft 
Als Nachfolger von Kurt Biedenkopf soll 
Elmar Pieroth zum Vorsitzenden des 
Wirtschaftsausschusses des Deutschen 
Bundestages für den Rest der Legisla- 
turperiode gewählt werden. Pieroth (45) 
gehört seit 1969 dem Deutschen Bun- 
destag an. 

Franz Josef Strauß 
der Mensch, der Politiker, 

der Staatsmann 
von A-Z 

R.S. Schulz 

Dieses Buch — im Alphabet nach Stich- 
Worten angelegt — will helfen, Vorurtei- 
le abzubauen, die Tatbestände zu ob- 
jektivieren, die Gründe für die Anti" 
Strauß-Kampagnen darzulegen und d'e 

politische Szene zu entgiften. Es ist 
hervorragend für die Wahl kam pfarbe'1 

geeignet. Alle Funktions- und Mandats- 
träger der Partei, die regelmäßig den 
UiD erhalten, und auch alle Wahlhelfer 
die von den Kreisverbänden für den 
UiD-Bezug bis zum Wahltag zusätzlich 
gemeldet wurden, haben in diesen Ta- 
gen drei Exemplare dieses Buches von 
der CDU-Bundesgeschäftsstelle zuge' 
sandt erhalten. Leider war es wegen 
der Portokosten nicht möglich, de 
Buchsendung ein Begleitschreiben be'' 
zulegen, deshalb auf diesem Wege un- 
sere dringende Bitte: Geben Sie zwe' 
der Exemplare an Parteifreunde weiter- 
die es nicht erhalten haben, vor alle111 

an Parteifreunde, die im Wahlkampf &*•' 
tiv mithelfen. 
Verlag R. S. Schulz, Percha. Einzelpreis 
im Buchhandel 5,80 DM. 
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ASYLRECHT 

Das von der Koalition vorgelegte 
Sofortprogramm ist mangelhaft 
Fr>Dn.nenausschuß haben SPD und 

QUsJP einem Parforceritt sonders- 
e?,   en den Gesetzesantrag der 
JjüU/CSU vom 16. November 1979 
<««i Asylverfahren abgelehnt, 
luv dessen haben sie eine 
VArlatlve der Koalition z"m Asyl- 
vftnahren vom 18- Juni 1980' dle 

o'iig unzulänglich ist, mit der 
"«'Ben Nadel genäht und ein 
""systematisches Flickwerk ist, 
rurchgepeitscht. Diese Entscheidung 
^bedauerlich. Sie hat deutlich 
gemacht, daß es der Koalition nicht 

opkden Scnutz des Asylrechts 
Wahl' Sondern ausschließlich um 

h|kampftaktische Augenwischerei. 

^ le     Koalitionsvorschläge    werden 
nichts bringen. Sie werden mit Si- 

abk-heit das Verfanren nicnt wesentlich 
$ch en" Damit werden die Wirt- 

A   aftsflüchtlinge    wie    bisher   durch 

Jah-ZUn9 aller lnstanzen bis zu acht 

Dj
nre in unserem Land bleiben können. 

sindWen'9en ünd dürft'9en Regelungen 
nd außerdem problematisch. 

M . d®n Gesetzesvorschlägen, die die 
ni|!°

n 'n den Ausschüssen und im Ple- 
As i ^6S deutschen Bundestages zum 
(je^

Verfahren vorlegen wird, und zu 
^unzulänglichen Gesetzentwurf der 
Arh ti0n erklaren der Vorsitzende des 
g eitskreises Innen- und Rechtspolitik, 
Uni n° Erhard (CDU). der Obmann der 
Klein" 'm Rechtsausschuß, Hans Hugo 

(CDU),   und   der   Obmann   der "ein 

CDU/CSU im Innenausschuß, Carl-Die- 
ter Spranger (CSU): Die von der Bun- 
desregierung und SPD/FDP jetzt vorge- 
legten Vorschläge sind unausgewogen, 
in der Hast formuliert und rechtsstaat- 
lich bedenklich: 

— Sie sind ineffektiv, denn sie führen 
nicht zu einer Abkürzung des bis zu 
acht Jahren dauernden Asylanerken- 
nungsverfahrens. Es wird weder der 
überlange Instanzenweg abgekürzt, 
noch wird die Möglichkeit eröffnet, in 
rechtsmißbräuchlichen oder offensicht- 
lich unbegründeten Fällen ein schnelle- 
res Verfahren durchzuführen. 

— Die von der Koalition vorgeschlage- 
nen Einschränkungen, wie Versagung 
der Arbeitserlaubnis, Sozialhilfe als 
Sachleistung, Wegfall des Kindergel- 
des, zielen zwar in die richtige Rich- 
tung, denn es soll ein Anreiz für Wirt- 
schaftsflüchtlinge entfallen. Der Vor- 
schlag in dieser Form ist jedoch zutiefst 
inhuman. Die Koalition nimmt es in 
Kauf, daß dieser Zustand, der nur über 
einen absehbaren Zeitraum erträglich 
ist, bis zu acht Jahren dauert, da sie 
keine Vorschläge zur Abkürzung des 
Verfahrens macht. 

— Die Vorschläge von SPD und FDP 
sind auch rechtsstaatlich bedenklich. 
Beispielsweise will die Koalition, daß 
künftig über die schwierigen Asylaner- 
kennungsanträge, bei denen die politi- 
sche Situation und die Motive des An- 
tragstellers gewürdigt werden müssen, 
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von einem Einzelbeamten des Bundes- 
amtes für die Anerkennung ausländi- 
scher Flüchtlinge in Zirndorf entschie- 
den wird, der über keinerlei Qualifika- 
tionen verfügen muß. Nach dem Koali- 
tionsvorschlag könnte der Pförtner oder 
die Putzhilfe die Entscheidung treffen. 
— Die Länder und die Gemeinden ha- 
ben schon jetzt die Hauptlast der Ko- 
sten und der Unterbringung zu tragen. 
SPD und FDP wollen sie künftig noch 
mehr belasten. Wegen des Wegfalls des 
Kindergeldes und der Versagung der 
Arbeitserlaubnis muß höhere Sozialhilfe 
gezahlt werden. Diese ist von den Ge- 
meinden aufzubringen. 

Vorschläge der Union 
zum Asylverfahren 
Die Union hat bereits am 16. November 
1979 einen Gesetzentwurf vorgelegt. Er 
wird durch zwei Ergänzungsanträge, 
die jetzt im Deutschen Bundestag ein- 
gebracht werden, erweitert. 
— Durch den Wegfall des Berufungs- 
verfahrens und durch ein abgekürztes 
Verfahren bei offensichtlich unbegrün- 
deten Anträgen wird eine Verkürzung 
um mehrere Jahre erreicht. Die Vor- 
schläge sind rechtsstaatlich einwand- 
frei. Dem Asylbewerber wird in jedem 
Fall mindestens eine Tatsacheninstanz 
vor dem Verwaltungsgericht garantiert. 
Seine Position wird sogar verbessert, 
weil künftig ein Grenzgericht bei offen- 
sichtlich unbeachtlichen Anträgen an- 
gerufen werden kann. Nach den jetzt 
geltenden Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften ist eine Zurückweisung auch 
ohne gerichtliche Nachprüfung mög- 
lich. 
— Die Union ist auch für die Versa- 
gung der Arbeitserlaubnis und die Ge- 
währung von Sozialhilfe als Sachlei- 
stung. Diese Maßnahmen können je- 
doch  verantwortet werden,  weil  nach 

den Unionsvorschlägen das Verfahren 
wesentlich abgekürzt und damit die 
menschliche Situation der Asylbewer- 
ber verbessert wird. 

Die CDU/CSU fordert die Durchführung 
dieser Maßnahmen im Zusammenhang 
mit der Unterbringung in Sammelunter- 
künften, die nach dem Ausländergesetz 
ohnehin vorgeschrieben ist. Dadurch 
wird im Gegensatz zum Koalitionsvor- 
schlag vermieden, daß die Ausländer in 
die Illegalität und die Schwarzarbeit ge' 
drängt werden. 

— Durch flankierende Maßnahmen, wie 
Bestrafung des Schlepperunwesens 
und verstärkte humanitäre Hilfe in den 
Ursprungsländern, soll darauf hinge* 
wirkt werden, daß der Zustrom der Wir1" 
Schaftsflüchtlinge bereits an Ort und 
Stelle unterbunden wird. 

Die Koalition hat angekündigt, daß sie 
nach der Sommerpause neue Vorschlä' 
ge zum Asylverfahren vorlegen wird- 
Sie gibt damit selber zu, daß ihre Vor- 
schläge nur Stückwerk sind. Die Union 
ist der Auffassung, daß diese Ver- 
schleppungstaktik nicht mehr hinge' 
nommen werden kann. Geeignete Maß' 
nahmen sind bereits seit langem gefor' 
dert worden (z. B. Vorschläge der Ad' 
hoc-Arbeitsgruppe der Innenminister' 
konferenz im Februar 1979; jetzt vorlie' 
gender Maßnahmenkatalog der Bund' 
Länder-Arbeitsgruppe „Asylrecht"). 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird 
sich deshalb bei der Debatte im Deu|' 
sehen Bundestag zum Asylverfahren m' 
allem Nachdruck dafür einsetzen, daß 
jetzt wirksame Regelungen getroffen 
werden. Anderenfalls droht die Kate' 
strophe. Scheinlösungen und wähl' 
kampftaktische Schaugefechte, wie sie 
von der Koalition in unverantwortliche 
Weise präsentiert werden, können nich 
mehr länger hingenommen werden. 
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ENERGIESICHERUNG 

Auf Ausbau der Kernenergie 
kann nicht verzichtet werden 
J-r Abschlußbericht der Enquete- 

ommission über die zukünftige 
^"ergiepolitik in der Bundesrepublik 

eutschland hat nichts ergeben, 
«swegen ein Ausstieg aus der 

rnenergie wünschenswert oder 
auf notwer»dig wäre, erklärten 

*■ einer Pressekonferenz in Bonn 
® drei der Union angehörenden 

Lil5eordneten Lutz Stevenhagen, 
«awig Gerstein und Paul Gerlach. 

Qie    Unions-Abgeordneten    stellten 
te'i t: ^nsere Position ist zumindest 

1 Weise in die Mehrheitsbeschlüsse 
geflossen. Wegen fehlender Klarheit 
r Aussage und der Gefahr von Miß- 
lungen  haben wir unsere eindeuti- 

^. Empfehlungen und Aussagen als 
lr,derheitsvoten in den Bericht aufneh- 
^ lassen. 

f'
e Beschlüsse des Weltwirtschaftsgip- 
• von Venedig bestätigen unsere Po- 

sch°n   'n   vollem   Umfang   und   zeigen 
üb

n°n jetzt,  daß  die  Realitäten  rasch 
r das Mehrheitsvotum hinweggehen 

werden. 
Im 

Kommissionsbericht   werden pf ■^"""iissionsDericni weraen vier 
Polv a'temat'ver zukünftiger Energie- 
wir 

k dargestellt. Diese Pfade verstehen 
als n'°'1t a's £ner9ieprognosen, sondern 
ku 

den Versuch, die in öffentlicher Dis- 
sion vorkommenden Positionen zu 

quantifizieren. 

k'
chti9 ist, daß bei 

^ernenergie      ein 
den Pfaden 
Wachstum 

ohne 
der 

Grundstoffindustrie nicht mehr möglich 
ist. Das Sparen wird als sehr stark bis 
extrem eingestuft, wofür nach Aussage 
seiner Befürworter selbst der dirigisti- 
sche Sparkatalog nicht ausreicht. 
Außerdem muß der Einsatz regenerati- 
ver Energiequellen bis zum Jahr 2000 
wenigstens verfünffacht und danach ver- 
zehnfacht werden, was wir für unreali- 
stisch halten. 

Denkmodell 
der Kommissionsmehrheit und 
unsere Thesen 
Die Empfehlungen und Vorschläge der 
Mehrheit der Kommission gehen von 
einem Denkmodell — Kernenergie I 
und Kernenergie II — aus, in dem un- 
terstellt wird, daß in einer Phase bis 
1990 sowohl der endgültige Übergang 
zur Kernenergie als auch der langfristi- 
ge Verzicht auf Kernenergie offengehal- 
ten werden solle und es bis dahin nur 
erforderlich sei, die nukleare Option 
industriepolitisch zu erhalten. :Kern- 
energieeinsatz bis 1990 — Kernenergie I 
— bedeutet, daß für einen solchen Fall 
der Einsatz schneller Brüter sowie die 
Wiederaufarbeitung nicht notwendig 
sind. 

Kernenergie II soll den Zeitraum nach 
1990 beschreiben, in dem ein starker 
und endgültiger Ausbau der Kernener- 
gie sich als notwendig erweist oder der 
Verzicht auf Kernenergie erfolgen kann. 
Dieses Denkmodell ist als solide Grund- 
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läge für die jetzt und in den nächsten 
Jahren erforderlichen Entscheidungen 
nicht brauchbar. Unsere Anstrengungen 
müssen bevorzugt darauf gerichtet 
sein, alle Voraussetzungen für die lang- 
fristige Nutzung der Kernenergie in 
steigendem Umfang zu schaffen. Die 
Versuche, Kernenergie nur auf Zeit zu 
nutzen und den Ausstieg aus der Kern- 
energie vorzubereiten, werden Energie- 
mangel, hohe Energiepreise und den 
Energiesparstaat zur Folge haben und 
damit den Ausstieg aus der Sozialen 
Marktwirtschaft bewirken. 

Deshalb lauten unsere Thesen: 

a) Energiepolitik muß auf ein ausrei- 
chendes Angebot an Energie, das am 
oberen Rand der Bedarfserwartungen 
orientiert ist, ausgerichtet sein. 

b) Keine der uns zur Verfügung stehen- 
den Energiequellen darf ausgeschlos- 
sen, noch dürfen Sparmöglichkeiten 
außer acht gelassen werden. 

c) Es müssen weitere Kernkraftwerke 
zugebaut werden, entsprechend dem 
Bedarf bis 1990 jährlich etwa zwei 
Leichtwasserreaktoren. 

d) Die Entsorgung mit Wiederaufarbei- 
tung ist einer politischen Lösung zuzu- 
führen. Deshalb muß eine im Vergleich 
zu Gorleben entsprechend kleinere An- 
lage, die zur industriellen Wiederaufar- 
beitung geeignet ist, zügig realisiert 
werden. 

e) Die Frage der kommerziellen Brüter- 
nutzung stellt sich noch nicht. Um diese 
Frage aber später entscheiden zu kön- 
nen, muß der SNR-300 in Kaikar zügig 
fertiggestellt und der Demonstrations- 
betrieb aufgenommen werden. 

f) Alle energiepolitischen Maßnahmen 
müssen auf die Verringerung der Ab- 
hängigkeit vom öl gerichtet sein. 

Bewertung der Kommissions- 
ergebnisse 
Als Erfolg unserer Arbeit werten wir 
folgende Feststellungen der KommiS' 
sionsmehrheit: 
Die nukleare Option ist versorgungs* 
und industriepolitisch zu erhalten. Dies 
bedeutet, daß über die vorhandene*1 

Kernkraftwerke neue Kraftwerke W 
Rahmen des Bedarfs zugebaut werden- 

Die notwendige Wiederaufbereitungsafl' 
läge soll geplant, genehmigungsrecht' 
lieh geprüft und bei positivem Prü'" 
ergebnis verwirklicht werden. 
Die Entwicklung der Brutreaktortechno- 
logie wird forschungspolitisch akzep' 
tiert. 

Probleme sehen wir in folgenden Berei- 
chen der Kommissionsarbeit: 
Eine nukleare Option reicht nicht aus- 
Die der Kommission vorliegenden An' 
gaben über die Entwicklung des Enei" 
gieverbrauchs in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Welt, über die 
aufgrund der politischen EntwicklunÖ 
anhaltend erschwerte EnergieversC' 
gung, über die Notwendigkeit einer 

konsequenten Politik „weg vom öl" sF 
wie die ständig steigenden Preise W 
Primärenergie haben unsere Meinung 
bestätigt, daß auf den verstärkten AUS' 
bau der Kernenergie nicht verzichte 
werden kann. 

Die Vorlage zur Energieeinsparung, d'e 

in der Kommission eine Mehrheit vo|J 
11 zu 4 Stimmen gefunden hat, enthä' 
nach unserer Auffassung eine Fülle v°n 

dirigistischen, nicht marktkonforme'' 
Maßnahmen, deren Durchsetzung et' 
hebliche Kontrollen und Überwachung 
durch den Staat erfordern. Wir setze11 

uns für ein marktgerechtes Sparen ein- 
das staatlich gefördert und abgestüt* 
werden muß. 
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■ KOALITION 

SPD-Linke setzt sich 
Weder durch 

u   der   Abstimmungsniederlage   der 
raktionsführung der SPD in der Frage 
er    Neuregelung    des    Rechts    der 
J'egsdienstverweigerung  Und  des  Zi- 
"dienstes (Kriegsdienstverweägerungs- 
^euordnungsgesetz)   stellt   der   Parla- 
mentarische Geschäftsführer der CDU/ 

SU-Bundestagsfraktion   Paul   Röhner 
°'9endes fest: Der unter dem Namen 
Jtoskau-Fraktion       bekanntgewordene 
°undeswehrfeindliche  Flügel  der  SPD 

a* wieder einmal seine Stärke gezeigt 
•JJ*   in   einer   Kampfabstimmung   die 
berhand gewonnen. 

64 gegen 63 Stimmen erzwang er 
le Absetzung des Gesetzentwurfs der 
°alition  von  der Tagesordnung.  Der 
rund  liegt  eindeutig  darin,  daß  den 

|nken     die     Wehrdienstverweigerung 
!cht bequem genug gemacht wird und 
•cht etwa, wie zur Irreführung der öf- 

entlichkeit  hinterher ausgestreut wur- 
e> um  mit der CDU/CSU zu verhan- 

deln. 

as ist erneut eine schwere Niederlage 
es   Bundeskanzlers   Schmidt.   Es   ist 
ach der Olympia-Abstimmung vom 23. 

..pril 1980 und  nach der Abstimmung 
ubßr die Türkeihilfe am 19. Juni 1980 
|6t2t der dritte Fall in diesem Jahr, daß 

einer wichtigen Frage ein bedeuten- 
er Teil  bzw.  die  Mehrheit der SPD- 
Aktion  der  Bundesregierung  in  den 

*ücken fällt. Schmidt ist ein Feldherr, 
erri die Truppen von den Fahnen lau- 

fen. 

Der Steuerbetrug wird 
immer deutlicher 
Zu den Plänen der Bundesregierung, zu 
der nächsten Legislaturperiode einen 
Gesetzentwurf zum Einbau der Kfz- 
Steuer in die Mineralölsteuer vorzule- 
gen, erklärt der Obmann der CDU/CSU- 
Fraktion im Finanzausschuß des Deut- 
schen Bundestages, MdB Reinhold 
Kreile: Die Bundesregierung zieht lang- 
sam Schleier nach Schleier von ihren 
offenbar bereits komplett ausgearbeite- 
ten Steuererhöhungsplänen weg. 

Nach der Branntweinsteuer, der Tabak- 
steuer, der Mineralölsteuer zunächst 
um drei Pfennig je Liter, der Mehrwert- 
steuer (deren Erhöhung der Bundes- 
wirtschaftsminister nur für das Jahr 
1981 ausgeschlossen hat) nun also 
nochmals die Mineralölsteuer um 14 
Pfennig. Dazu kommt dann noch die 
Mehrwertsteuer auf die Mineralölsteuer, 
so daß die Mehrbelastung aus der Er- 
höhung nicht 14 Pfennig, sondern 16 
Pfennig ausmacht. 

Die Umlegung der Kfz-Steuer auf die 
Mineralölsteuer wird seit Jähren immer 
wieder diskutiert. Die Gründe, die dage- 
gen sprechen, nämlich die Benachteili- 
gung der Autofahrer in den Flächen- 
staaten, die Benachteiligung der Pend- 
ler mit ihren weiten Anfahrwegen, die 
verkehrspolitisch unerwünschte Begün- 
stigung derer, die wenig und nur zu den 
Spitzenzeiten fahren, wiegen weit 
schwerer als der ohnehin zweifelhafte 
Vereinfachungseffekt, den sich die Bun- 
desregierung verspricht, der aber wirk- 
samer durch das von der CDU/CSU 
angestrebte, in den Nachbarländern be- 
währte einfache Plakettenverfahren zu 
erzielen wäre. 
Doch der Bundesregierung geht es hier 
gar nicht in erster Linie um Vereinfa- 
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chung. Hauptzweck des neuerlichen 
Vorstoßes ist vielmehr, in dem Streit mit 
den Ländern um die Steuerverteilung, 
bei dem diese die Zeche für die leicht- 
fertige Ausgaben- und Verschuldungs- 
wirtschaft des Bundes zahlen sollen, 
eine bessere Ausgangsposition zu be- 
kommen. 

Wo bleibt das Finanztableau 
der SPD? 
Zu den Äußerungen von Bundesfinanz- 
minister Matthöfer über das von der 
Union vorgelegte Finanztableau (siehe 
UiD 23/80) erklärt Generalsekretär Hei- 
ner Geißler: Die Vorlage des Finanzta- 
bleaus, mit dem die Union als einzige 
Partei für die Bundestagswahl 1980 den 
Nachweis der Finanzierbarkeit ihres 
Wahlprogramms liefert, hat in den Rei- 
hen der SPD unterschiedliche Stellung- 
nahmen ausgelöst. Während Bundesfi- 
nanzminister Matthöfer behauptet, das 
Finanztableau zum Wahlprogramm der 
Union beruhe auf „unrealistischen An- 
nahmen", bestätigt SPD-MdB Westphal 
die Seriosität der dem Wahlprogramm 
der Union zugrunde gelegten Daten. 
Offenbar kennt Herr Matthöfer seine 
eigene Finanzplanung nicht. Die Union 
fordert die SPD auf, nunmehr ihrerseits 
einen Finanzplan für ihr Wahlprogramm 
vorzulegen. Dies hat die SPD im Unter- 
schied zur Union bisher leider ver- 
säumt. 

Koschnick hat die Bürgerschaft 
erneut getäuscht 
Bremens Bürgermeister Hans Kosch- 
nick (SPD) hat in der Affäre um die 
blutigen Krawalle am 6. Mai dieses Jah- 
res vor dem Weserstadion (mehr als 
250 Verletzte) zum zweitenmal die Öf- 
fentlichkeit getäuscht. Zunächst hat er 
das feierliche  Gelöbnis  im  Bundestag 

als angemessene Zeremonie verteidigt- 
es wenig später dann aber in Bremen 
als vordemokratisch bezeichnet. In der 
vergangenen Woche nun präsentiert 
der von Linken kontrollierte Regie' 
rungschef einen auf schön frisierten 
Untersuchungsbericht des im März be- 
auftragten früheren FDP-Justizsenators 
Dr. Ulrich Graf, in dem er den neunseiti' 
gen Bericht von der Senatspressestelle 
auf drei Seiten verstümmeln ließ, 'n 

denen dem Senat kaum Fehler angele' 
stet wurden. Erst der ,,Weser-Kurier' 
korrigierte einen Tag später das man'' 
pulierte Falschbild und nannte die 
Schuldigen schonungslos beim Namen- 
Danach sind für die Krawalle entschei' 
dend mitverantwortlich: Bremens I11* 
nensenator Helmut Fröhlich (SPD) und 
Bürgermeister Koschnick selbst, weil er 
unter anderem wichtige Informationen 
nicht weitergegeben hat. In jedem an- 
deren Bundesland wären wohl längsl 

die Konsequenzen solch blamabler p0' 
litischer Führung gezogen worden. '" 
Bremen jedoch verkauft man lieber ma* 
nipulierte Meldungen und führt gutgläU' 
bige Journalisten hinters Licht, stellte 
Bernd Neumann, Vorsitzender der CD» 
Bremen, fest. 

SPD droht Freiburger OB 
mit Parteiausschluß 
Zu erheblichen Differenzen führten in 

der Freiburger SPD die Auseinander- 
setzungen um die Polizeiaktion gegen 

Hausbesetzer. Wie der Pressesprecher 
der SPD-Gemeinderatsfraktion erklärte- 
gibt es sogar Bestrebungen, Oberbür' 
germeister Eugen Keidel und Bürger- 
meister Berthold Kiefer aus der Parte' 
auszuschließen. Keidel und Kiefer hat- 
ten sich ausdrücklich zu dem Poliz6'" 
einsatz bekannt, mit dem vor knapp 
drei Wochen fünf besetzte Häuser ge' 
räumt wurden. 
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■ BUND/LäNDER 

Griff in die Länderkassen beseitigt 
die Schulden des Bundes auch nicht 
^ Hamburg fand eine Konferenz der 
~D U/CSU-Fraktionsvorsitzenden 
*us Bund und Ländern statt. Zur 
püseinandersetzung um die Vertei- 
Un9 des Steueraufkommens wurde 

I0|gende Stellungnahme abge- 
geben: 

" pie Fraktionsvorsitzendenkonferenz 
J*eist den versuchten Griff des Bundes- 
kanzlers in die Kasse der Länder zu- 
juck. Die Alternative des Bundes, Ver- 

raucherkosten zu erhöhen oder durch 
fJPer» Griff in die Kasse der Länder die 
M'ttel für die Schulen, die innere Si- 
cherheit und den sozialen Wohnungs- 

au zu kürzen, geht zu Lasten der Bür- 
9er unseres Landes. 

• Es besteht die Sorge, daß die Länder 
re im Grundgesetz zugewiesenen Auf- 

gaben nicht mehr erfüllen können. 

' Dje Fraktionsvorsitzendenkonferenz 
■w dafür ein, daß kostenwirksame Ge- 
t2e so lange ausgesetzt werden, bis 

16 Finanzaufteilung zwischen Bund 
nd Ländern geklärt ist. 

■ Die Zeit ist reif, Zuständigkeiten zwi- 
j    en Bund  und  Ländern zu überprü- 

■  Wenn  der  Bund  seine  Aufgaben 
erfüllen  kann, dann darf die Lö- scht 

s Un9 nicht darin liegen, daß er in die 
asse der  Länder greift, sondern  der 
und sollte dann den Ländern die Auf- 

gaben zurückgeben, die er nicht mehr 
'nanzieren  kann.  Ein  Abbau  der Ge- 

me|nschaftsaufgaben  und  der Mischfi- 

nanzierungen muß Hand in Hand gehen 
mit einer Neuordnung des horizontalen 
Finanzausgleichs. 
5. Die Fraktionsvorsitzendenkonferenz 
weist den rüden Ton zurück, den einige 
Politiker der Regierungsparteien in der 
letzten Zeit gegenüber den Unionspar- 
teien angeschlagen haben; sie wehrt 
sich insbesondere gegen den Vorwurf 
der „Reformunwilligkeit" und des „so- 
zialen Abbaus". 

Gegen die Einführung 
eines kommunalen Wahlrechts 
für Ausländer 

Das Grundgesetz in seiner geltenden 
Fassung läßt es nicht zu, Ausländern 
durch Änderung der Kommunalwahlge- 
setze das Wahlrecht zu kommunalen 
Beschlußgremien zu verleihen. 

Die Fraktionsvorsitzendenkonferenz 
spricht sich für die beratende Mitwir- 
kung von gewählten Ausländervertre- 
tern in kommunalen Gremien aus. Ihre 
Beteiligung an der politischen Willens- 
bildung ist dann geboten, wenn in der 
Gemeinde Fragen, die die Ausländer 
unmittelbar berühren, zur Entscheidung 
anstehen. 

Sie lehnt jedoch die Einführung eines 
kommunalen Wahlrechts für Ausländer 
ab. Für Ausländer sollten nach einer an- 
gemessenen Aufenthaltsdauer in der 
Bundesrepublik Deutschland erleichterte 
Einbürgerungsvoraussetzungen ge- 
schaffen   werden. 
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■ AGRARPOLITIK 

Undifferenzierte und 
polemische Angriffe 
von SPD und FDP 
Die Bundesregierung, SPD und FDP 
haben durch eine undifferenzierte 
und polemische Argumentation die 
europäische Agrarpolitik ins 
Zwielicht gebracht, erklärt der 
stellv. Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, MdB Burkhard 
Ritz. 

Zu Unrecht wird von SPD und FDP 
die sicherlich schwierige Thematik 

der europäischen Agrarpolitik auf den 
Begriff Überschüsse reduziert. Eine 
derartige Betrachtungsweise wird den 
tatsächlichen Verhältnissen nicht ge- 
recht. 
Strukturelle Überschußprobleme am 
europäischen Agrarmarkt gibt es bei 
Milch und Milchprodukten. Sonst nicht. 
Es ist böswillige Polemik, wenn z. B. 
Staatsminister von Dohnanyi jüngst be- 
hauptet, daß die Überschüsse bei Ge- 
treide und Zucker beseitigt werden 
müßten. Die Europäische Gemeinschaft 
ist die größte „Einfuhrregion" in der 
Welt für Getreide und Futtermittel. Bei 
Zucker werden die europäischen Ver- 
braucher durch die EG-Marktordnun- 
gen gerade jetzt vor hohen Weltmarkt- 
preisen und Knappheit bewahrt. 

Wenn es aus dem Lager der Bundesre- 
gierung jetzt tönt, daß die europäische 
Agrarpolitik „unsinnig" sei, so schlägt 
dies auf die Bundesregierung und die 
sie tragenden Parteien selbst zurück. 
Wer führt denn eigentlich seit über zehn 
Jahren die Verhandlungen in Brüssel? 

Die Bundesregierung ist ohne vernünftj* 
ges Konzept zur Lösung der agrarpoli*'' 
sehen Fragen. Die CDU/CSU hat hinge' 
gen dargelegt, wie z. B. das Milch' 
marktproblem ohne Einkommenseinbu- 
ßen für die Bauern bewältigt werde*1 

kann. 

Der europäische Agrarmarkt mit sei' 
nem zwischen den Mitgliedstaaten vef* 
einbarten Agrarmarktsystem ist eine 
der entscheidenden Geschäftsgrundla' 
gen des europäischen Einigungswerke5' 
Wer daran Hand anzulegen versucht, wie 
SPD und FDP dies tun, stellt nicht nuf 

die europäische Agrarpolitik, sonder*1 

die EG insgesamt mit ihren großen Vor* 
teilen für die industrielle Wirtschaft |f1 

Frage. 

Eine der tieferen Ursachen, warum SPy 
und FDP die gemeinsame Agrarpolitik 
angreifen, ist folgende: Mit großem Bei' 
fall ist beschlossen worden, die Länder 
Griechenland, Spanien und Portugal in 

die EG aufzunehmen. Alle Kenner dej 
Sachverhalte wissen, daß der Beitritt 
dieser Länder Geld, viel Geld koste*1 

wird. Problembereiche sind z. B. df 
europäische Arbeitsmarkt und &e 

Agrarpolitik. 

Da die Bundesregierung durch eine 
überzogene Schuldenpolitik praktisch 
zahlungsunfähig ist, versuchen Bundes' 
regierung, SPD und FDP sich die erfor' 
derlichen Finanzmittel aus dem E^' 
Agrarsektor zu holen. Diese Zusafl1' 
men hänge werden aber bewußt vef' 
schwiegen. 

Ein besonders unrühmliches Kapitel W 
die Bundesregierung ist die EG-NaH' 
rungsmittelhilfe. 500 Millionen Me*1' 
sehen in der Welt hungern; Millionen 
verhungern wie z. B. in Somalia und 
Kambodscha. Die Hungerhilfe der re'' 
chen Industrienationen reicht offensieflt' 
lieh nicht aus. 
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EUCD-KONGRESS 

Christliche Demokraten bürgen für 
©ine Politik des Friedens in Freiheit 
&,e Europäische Union Christlicher 
Uemokraten hat am 24. und 25. Juni 
JJ Lissabon unter Vorsitz ihres 

räsidenten Kai Uwe von Hassel 
£ren XXI. Kongreß abgehalten. 

jjstgeber waren die regierenden 
gh|,istlichen Demokraten Portugals. 

Qer  Kongreß  ist  zu  einem  außer- 
gewöhnlichen     Erfolg    geworden. 

jj.   Parteien   hatten   Delegationen   mit 
Senden Persönlichkeiten entsandt. 

Jj"Je 20köpfige  CDU-Delegation  stand 
nter Leitung ihres stellvertretenden 

D
0rsitzenden Alfred Dregger, die CSU- 
ejegation wurde von Ministerpräsident 
• D- Alfons Goppel geleitet. 

Jjr  Kongreß   erörterte   und   beschloß 
solutionen zu den Themen EG-Erwei- 

^ Un9,  Wahrung   und   Förderung   der 

^schenrechte,   P°litiscne   La9e   im 
Mlttelmeer. 

re h f ^ntscnließun9 zu den Menschen- 
nten,  die  aufgrund  eines  Berichts 

n Staatssekretär Günter Wetzel (Kiel) 
* genommen wurde, heißt es, daß die 
Q "tun9 der Menschenrechte und 
s 

Undfreiheiten des einzelnen Voraus- 
^ izung für Sicherheit und wahren Frie- 
dj
n darstellen. Die Resolution beklagt 
e wachsende Lücke zwischen über- 

tu 
mrnenen völkerrechtlichen Verpflich- 

te 9en und der tatsächlichen Respek- 
I  rung der Menschenrechte, vor allem 

auf     europa' und  ruft u- a" dazu auf> 

.      der  bevorstehenden   KSZE-Konfe- 

renz in Madrid für die Schließung die- 
ser Vollzugslücke zu sorgen^ An Men- 
schenrechtsverletzungen im kommuni- 
stischen Machtbereich und in anderen 
Teilen der Welt sind die gleichen Maß- 
stäbe anzulegen. 

In den Entschließungen zur EG-Erweite- 
rung sprach sich der Kongreß einmütig 
für einen raschen Beitritt Portugals und 
Spaniens und gegen jede Politik der 
Verzögerung der Beitrittsverhandlungen 
aus. Die Haltung des Kongresses wurde 
vom portugiesischen Ministerpräsiden- 
ten Sa Carneiro und von Außenminister 
Freitas do Amaral — dem Vorsitzenden 
der portugiesischen Christlichen Demo- 
kraten — begrüßt und in der portugiesi- 
schen Öffentlichkeit als das herausra- 
gende Ergebnis des Kongresses emp- 
funden. 

In den Entschließungen wird besonders 
herausgearbeitet, daß die EG-Erweite- 
rung parallel mit einer Stärkung der 
Gemeinschaft und ihrer Institutionen 
gehen muß und den jetzigen Mitglie- 
dern auch erhebliche Opfer auferlegen 
wird. Die Erweiterung wird jedoch gera- 
de im Hinblick auf den Beitrag, den sie 
zur europäischen Sicherheit im Rahmen 
des westlichen Bündnisses leisten 
kann, bejaht. 

Die Erörterung der politischen und si- 
cherheitspolitischen Lage im Mittel- 
meer vollzog sich auf der Grundlage 
eines Berichts des Präsidenten der ita- 
lienischen    Christlichen    Demokraten, 
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Außenminister a. D. Forlani. Seine Ana- 
lyse wurde von Gastdelegationen der 
Libanesischen Christunion und des is- 
raelischen Likud vervollständigt: Für 
den letzteren sprach der Vizepräsi- 
dent der Knesset, Meron. Alfred Dreg- 
ger hob aus deutscher Sicht die Bedeu- 
tung einer Stärkung der Südostflanke 
der NATO und der gemäßigten Staaten 
am Südrand des Mittelmeers hervor. 

Alfred Dregger: Sowjetische 
Aufrüstung ohne Beispiel 

Unter anderem stellte Dregger fest: 
Während der Westen sich in den siebzi- 
ger Jahren entspannt hat, hat die So- 
wjetunion eine gigantische Aufrüstung 
durchgeführt, für die es in Friedenszei- 
ten kein Beispiel gibt. Diese Überrü- 
stung der Sowjetunion hält an, insbe- 
sondere im Bereich der nuklearen Mit- 
telstreckenraketen und im Bereich der 
Seerüstung, die einen rein offensiven 
Auftrag hat. 

Die europäischen Völker können nicht 
erwarten, daß die USA Verteidigungsla- 
sten für sie im bisherigen Umfang wei- 
ter tragen. Dazu besteht auch objektiv 
kein Anlaß, da das Bruttosozialprodukt 
der neun Staaten der Europäischen Ge- 
meinschaft etwa dem der Sowjetunion 
um das zweieinhalbfache überlegen ist. 

Die Europäer haben es leider bis heute 
versäumt, die Europäische Gemein- 
schaft zu dem werden zu lassen, was 
ihren Gründervätern vorschwebte, näm- 
lich zu einem Bundesstaat, der auch für 
die Verteidigung zuständig sein würde. 
Das Instrument der gemeinsamen Ver- 
teidigungsanstrengungen der europä- 
ischen Völker ist heute vor allem die 
NATO. Unter Berücksichtigung all die- 
ser Umstände liegt es nahe, zwischen 
der Erweiterung der Europäischen Ge- 

meinschaft und der Erweiterung der 
NATO einen inneren Zusammenhang zU 

sehen. Es ist daher sehr zu begrüße*1- 
daß die spanische Regierung ihre A&' 
sieht bekundet hat, den Beitritt zur 

Europäischen Gemeinschaft mit der*1 

Beitritt zur NATO zu verbinden. 

In der abschließenden Resolution ha 

der Kongreß Kriterien für eine friedliche 
Lösung der Probleme im Nahen Osten 

festgelegt   und   zu   Überlegungen für 

eine Wirtschaftsgemeinschaft in diesem 
Teil des Mittelmeers aufgerufen. D'e 

Entschließung fordert ferner die Unter' 
Stützung Griechenlands und der TürKe1 

sowie der gemäßigten Länder MaroKk0 

und Tunis gegenüber Versuchen der 
bewaffneten Infervention und inneren 
Destabilisierung. 

Die führende politische Kraft 
in Westeuropa 
An diesem Kongreß der EUCD bestacn 
das hohe Niveau der Beiträge ebenso 
wie die nahtlose Übereinstimmung |p 

der Sache. Europas Christliche Dem0' 
kraten haben durch ihre Zusammena1"' 
beit heute einen Grad der politischer1 

Übereinstimmung erreicht, der sich vor1 

den Sozialisten mit ihren FlügelkämP' 
fen und ihrer offenen Flanke gegenübe 
dem Marxismus und Kommunismus |fl 

erfreulichster Weise absetzt. Auf den1 

Kongreß wurde deutlich, daß die Christ' 
liehe Demokratie, gestärkt durch zar»' 
reiche erfolgreiche Wahlen in eure 
päischen Ländern und den Sieg in den 

Europawahlen 1979, heute mehr denn je 

die führende politische Kraft Westeur0' 
pas darstellt und den künftigen We0 
Europas für eine realistische Politik de5 

Friedens in Freiheit verbürgt. 
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DRITTE WELT 

£wölf Millionen Menschen auf der 
lucht vor dem Marxismus 

gibt es nach neuesten |e't1975 
Jjätzungen nahezu 13 Millionen 
'ucntlinge und Entwurzelte in 

"fr Dritten Welt. Rund 95 Prozent 
■j^r Menschen, d. h. über 

Millionen Menschen, stammen 
seh S02ia,is*ischen und marxisti- 
vr*

e.n Ländern; die meisten 
n 'hnen verloren ihre Heimat im 

Vsarnmenhang mit der sowjeti- 
^en Offensive in der Dritten Welt. 

M ur insgesamt 4,5 % der Flüchtlinge 
der letzten fünf Jahre stammen aus 

I  ^nannten   kapitalistischen   Entwick- 

ten9\Sländem' Die Menschen in der Drit" 
ly.   Welt fliehen in erster Linie vor dem 

arxismus und nicht vor dem Kapitalis- 
Us' erklärte MdB Jürgen Todenhöfer. 

y Schwerwiegendsten Beispiele für die 
Ireibungspolitik marxistischer Regi- 

6|n der Dritten Welt sind: 

4t
n9°la rd.    580 000 Flüchtlinge 

yn'°pien rd. 2 150 000 Flüchtlinge 
etnam, Laos, Kambodscha 

^f rd. 1 700 000 Flüchtlinge 
Shanistan        rd. 1 000 000 Flüchtlinge 

SQ 
2u kommen 5,7 Millionen Menschen, 

s 
9er>annte Entwurzelte, die sich in die- 

11_. andern vor dem kommunistischen 
auf  der  Flucht .^erdrückungsregime 

finden. 
Be • ertreibun9 ur>d Ausrottung ganzer 

Vo'kerungsschichten, tio Konzentra- 
a9er  und   die  Verweigerung   der 

achsten Menschenrechte sind keine 

nsh 

zufälligen Betriebsunfälle marxistischer 
Regime. Sie sind im Marxismus system- 
immanent. 

Wir werden mit unserer gesamten Ent- 
wicklungshilfe in den 80er und 90er 
Jahren auch nicht annähernd wieder- 
gutmachen können, was der Marxismus 
in den letzten fünf Jahren an Zerstörun- 
gen in der Dritten Welt angerichtet hat. 
Die SPD hat einen Zusammenhang zwi- 
schen dem Marxismus und dem Flücht- 
lingselend in der Dritten Welt bisher 
immer geleugnet. Sie wollte offensicht- 
lich nicht durch eine Diskussion über 
die Folgen des Marxismus in der Dritten 
Welt bei ihrem geistigen Feldzug gegen 
die Ungerechtigkeiten des „Kapitalis- 
mus" in Entwicklungsländern behindert 
werden. 
Natürlich ist unbestreitbar, daß auch 
aus sogenannten kapitalistischen Ent- 
wicklungsländern Menschen fliehen. 
Aus dem kapitalistischen Südafrika bei- 
spielsweise sind nach jüngsten UN-Sta- 
tistiken 7 000 bis 9 000 Menschen geflo- 
hen. Das sind 7 000 bis 9 000 Menschen 
zuviel. Wir betonen das mit allem Nach- 
druck. Aber es ist ein Unding, daß aus- 
gerechnet die Regierung Angolas, die 
1,3 Millionen Menschen vertrieben und 
entwurzelt hat, sich zum internationalen 
Ankläger gegen Südafrika aufschwingt. 

Dieser doppelten Moral, die sich auch 
die SPD zu eigen gemacht hat, muß 
endlich ein Riegel vorgeschoben wer- 
den. 



UiD 24 • 2. Juli 1980 ■ Seite 16 

UNION BETRIEBS GMBH 
5300 BONN 
ARGELANDERSTRASSE 173 
POSTVERTRIEBSSTOCK 
Z 8398 C 
GEBOHR BEZAHLT 

Das sagte 
Franz Josef Strauß 
Wer der Meinung ist, daß unsere Steu- 
ern noch zu niedrig sind, der soll SPD 
und FDP wählen. Wer der Meinung ist, 
daß der Bund noch mehr Schulden ma- 
chen soll, der soll SPD/FDP wählen. 

* 
Wer der Meinung ist, daß der Strom aus 
der Steckdose und nicht von Kraftwer- 
ken kommt, der soll SPD und FDP wäh- 
len. 

* 
Wer der Meinung ist, daß die Russen 
uns besser schützen als die Amerika- 
ner, soll SPD und FDP wählen. 

* 
Wer meint, daß wir in absehbarer Zeit 
eine neue Währung brauchen, der soll 
SPD und FDP wählen. 

* 
Wer  der  Meinung  ist,  daß  wir mehr 
Staat brauchen, soll SPD und FDP wäh- 
len. 

♦ 
Wer der Meinung ist, daß Planwirtschaft 
besser ist als Soziale Marktwirtschaft, 
soll SPD/FDP wählen. 

Wer der Meinung ist, daß Kommunist 
gute Demokraten sind, im StaatsdienS, 
zugelassen werden sollen, soll SPD ^ 
FDP wählen. 

-* 

Wer der Meinung ist, daß die Verbiß 
düngen des Herrn Wehner nach M° 1 
kau wichtiger sind als die unseren n^" 
Washington, der soll SPD und FPr 

wählen. 
* 

Wer der Meinung ist, daß der WeV' 
dienst durch  einen Zivildienst ersej*. 
werden soll oder kann, der soll $" 
und FDP wählen. 

* 
Wer der  Meinung  ist,  daß der St*8. 
besser weiß, was ihm guttut als er so 
ber, der soll SPD und FDP wählen. 

* 

Wer aber anderer Meinung ist, der so 
CDU und CSU wählen, und der #e!g 
auch, warum er uns wählt. Der #el' 
wofür wir stehen, und daß wir das sS 

gen, was wir denken, daß wir das tu* 
was wir sagen, und daß man auf ü{] 

sich verlassen kann! 

Aus der Rede auf dem CDU-Parteitag 
in München am 21. Juni 1980 
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